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POLITIK & GESELLSCHAFT

RUSSLAND/UKRAINE

«Keine Lösung auf dem Schlachtfeld»
«Europa bereitet sich darauf vor, in den Krieg zu ziehen.» Das sagte der unga-
rische Ministerpräsident Viktor Orban vor Zehntausenden Menschen am «Frie-
densmarsch» in Budapest. Es scheine, als ob der Kriegszug keine Bremsen habe 
und der Lokführer verrückt geworden sei. «Heute sind die Kriegsbefürworter 
unter den Führenden in der Mehrheit», so Orban in seiner messerscharfen Ana-
lyse. Er hat recht: Der französische Präsident Emmanuel Macron bekräftigte im 
Mai, dass er die Entsendung westlicher Bodentruppen in die Ukraine nicht aus-
schliesst. Auch wenn der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz (noch?) dagegen 
hält, gibt es in der NATO zunehmend Befürworter. Roger Köppel, Verleger der 
Weltwoche: «Zuerst wollte man nur Helme, Schutzwesten, Gewehre oder Muni-
tion in die Ukraine schicken. Zwei Jahre später sind wir bei Panzern, Kanonen, 
Raketen, Kampfjets, Marschflugkörpern, Militärberatern und Söldnertruppen.» 
So kamen im Juni bei einem Angriff auf eine Militäreinrichtung in der russischen 
Region Belgorod, etwa dreissig Kilometer von der Grenze entfernt, tatsächlich 
Himars-Raketen aus den USA zum Einsatz. Der Westen hatte den Einsatz dersel-
ben kurz zuvor genehmigt, allerdings «nur» in russischen Grenzgebieten zur 
Ukraine und ausschliesslich zu Verteidigungszwecken. «Die Vertreter der NATO-
Staaten, vor allem in Europa, (...) sollten sich darüber im Klaren sein, womit sie 
da spielen», kommentierte Russlands Präsident Wladimir Putin die Aussagen 
von NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, wonach die Ukraine das Recht 
habe, russisches Staatsgebiet anzugreifen.

Ein Vergleich der militärischen Kräfteverhältnisse zeigt, dass die Ukraine ei-
nen Abnutzungskrieg gegen Russland, wie er zu beobachten ist, nicht gewinnen 
kann. «Seit dem russischen Überfall im Februar 2022 hat der Westen der Ukra-
ine immer das gegeben, was sie brauchte, um kämpfen, aber nicht, um siegen 
zu können», bilanziert Marco Seliger, sicherheitspolitischer Redaktor der NZZ. 
Aus dem gleichen Grund, aus dem die Ukraine den Krieg gegen Russland nicht 
gewinnen kann, wird Russland es kaum wagen, ein NATO-Land anzugreifen, 
auch wenn westliche Politiker nicht müde werden, das Gegenteil zu behaupten. 
Gibt es wirklich Aussagen von Putin, die belegen, dass er Europa «erobern» 
will? Mir sind keine bekannt; ich lasse mich aber eines Besseren belehren. Eher 
könnten es sich die NATO-Staaten leisten, Russland anzugreifen und zu besie-
gen, obschon Russland über das weltweit grösste Atomwaffenarsenal verfügt. 
Der ehemalige NATO-General Harald Kujat ist der Ansicht, dass die USA zwar 
«durchaus vorsichtig» eskalieren würden, nicht so Europa. Er sei sehr skep-
tisch, dass die Regierungen in Deutschland, Frankreich und den USA von ihrem 
Schlachtross herabstiegen. «Ich habe die ganz grosse Befürchtung, dass der 
Ukraine-Krieg zur Urkatastrophe des 21. Jahrhunderts wird.» Roger Köppel sieht 
Europa und die Welt so nahe an einem grossen Krieg wie seit 1945 nicht mehr. 
«Dass wir in diesen Abgrund blicken, hat sehr viel mit der schwindenden Erin-
nerung an die Schrecklichkeiten der Vergangenheit zu tun.» Viktor Orban ist 
überzeugt: «Dieser Krieg hat keine Lösung auf dem Schlachtfeld. Es gibt dort 
nur Tod und Zerstörung. Es muss einen Waffenstillstand geben, und es muss 
Verhandlungen geben.» Im April 2022 – wenige Woche nach Ausbruch des Krie-
ges – standen Verhandlungen zwischen Russland und der Ukraine in Istanbul 
kurz vor dem Durchbruch und wurden dann auf Initiative des Westens abgebro-
chen. Seither sind in der Ukraine Zehn-, wenn nicht Hunderttausende Menschen 
ums Leben gekommen. Wozu?  Raphael Berger

USA/ISRAEL/POLITIK

20 Jahre Vorbereitung
Wochenlang sorgten im Frühjahr pro-palästi-
nensische Demonstrationen an amerikani-
schen Universitäten für Schlagzeilen. Dies 
war nicht das Ergebnis spontaner Proteste von 
Einzelpersonen, sondern wurde vielmehr von 
einem Netzwerk antisemitischer Nichtregie-
rungsorganisationen sowie Katar finanziert. 
 (bhw.) Laut dem Forschungsinstitut «NGO 
Monitor» waren unter anderem «Students for 
Justice in Palestine» (der verlängerte Arm der 
radikalen Muslimbruderschaft), sowie «Je-
wish Voice for Peace» und «US Campaign for 
Palestinian Rights» an der Organisation der 
Proteste beteiligt. «Was wir hier sehen, ist 
keine zufällige emotionale Reaktion, sondern 
das Ergebnis von 20 Jahren Vorarbeit und Vor-
bereitung durch mehrere anti-israelische, 
pro-terroristische Gruppen», erklärte Gerald 
Steinberg, der Leiter von «NGO Monitor» in 
Jerusalem. Eytan Gilboa, Direktor des Zent-
rums für internationale Kommunikation an 
der Bar-Ilan-Universität in Israel, sagte ge-
genüber der Weltwoche, dass die meisten Gel-
der ursprünglich aus arabischen Ländern flie-
ssen, besonders aus Katar. «Die Spenden 
gehen zum Beispiel an National Students for 
Justice in Palestine.» Auch die Universitäten 
selbst erhielten Zuwendungen aus dem arabi-
schen Raum, so Gilboa. Nach Angaben der 
National Association of Scholars hat Katar 
zwischen 2001 und 2021 rund fünf Milliarden 
Dollar besonders an amerikanische Elite-Uni-
versitäten gezahlt. Ausserdem wollten es sich 
die Universitäten nicht mit den vielen voll 
zahlenden Studenten aus dem Nahen Osten 
verderben. Rachel Ehrenfeld, Terrorismus-
Expertin und Autorin des Buches «The Soros 
Agenda», sieht als weiteren Geldgeber die 
Soros-Foundation. «Diese finanziert seit Jahr-
zehnten linke und pro-palästinensische Grup-
pierungen.» Zum Verhalten der Universitäten 
sagte sie in CBN News: «Die Universitäten 
begehen Verrat an den amerikanischen Wer-
ten und der amerikanischen Verfassung.» Ei-
nige Universitäten hielten jetzt immerhin die 
Vergabe von Abschlusstiteln bei Protestlern 
mit Disziplinarverfahren zurück. 
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